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1 Hintergrund, Ziel und Vorgehen  

Mit dem 3. NKFWG NRW1 hat der nordrhein-

westfälische Landesgesetzgeber die legislatori-

schen Anforderungen an den Haushaltsausgleich 

und die Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssi-

cherungskonzepts umfassend geändert. Aus den 

Stellungnahmen zum Regierungsentwurf und der 

anschließenden Anhörung wurde deutlich, dass 

eine Vielzahl der Sachverständigen diverse Ausle-

gungsfragen und Lücken in den neuen Regelungen 

sehen, die eine rechtssichere praktischen Anwen-

dung erschweren.2  Das zuständige Ministerium für 

Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung NRW 

hat darauf mit der Ankündigung eines Fragenkata-

logs reagiert.3   

Ziel dieses Beitrags ist es, die neuen Regelungen 

zum Haushaltsausgleich und zur Haushaltssiche-

rung  

1. zunächst systematisch aufzubereiten und 

darzustellen,  

2. mögliche Auslegungsfragen zu identifizieren 

und  

3. diese mithilfe der Methoden der Rechtsaus-

legung (grammatikalische, systematische, 

historische und teleologische Auslegung)4 zu 

beantworten.  

 
1 Vgl. Gesetz vom 5.3.2024, verkündet am 15.3.2024, 
GV.NRW.2024, S. 113. 
2 Vgl. stellvertretend Landtag NRW Ausschussprotokoll 
18/459 vom 12.01.2024. 
3 An dieser Stelle ist zu betonen, dass sich die Fragen 
nicht nur auf die in diesem Beitrag behandelte Thematik 
beziehen, sondern auch weitere durch das 3. NKFWG 
NRW neugeregelte Themenkomplexe adressieren werden, 
z. B. bezüglich der Jahresabschlussaufstellung kommuna-
ler Beteiligungen. 
4 Vgl. BVerG vom 17.05.1960, NJW 1960, 1563 (1564), 
weiterführend Möllers 2023, S. 131-224. 

Dabei wird sich zeigen, dass ein Großteil der in den 

Stellungnahmen vermuteten und augenscheinlich 

existierenden Regelungslücken bereits vollständig 

und rechtssicher geschlossen werden können und 

es dabei auch nur in sehr geringem Umfang Spiel-

raum für eine abweichende Auslegung gibt.  

Die neuen Regelungen werden dafür nachfolgend 

zunächst aus der Perspektive des Jahresabschlus-

ses und erst danach aus der der Haushaltsplanung 

analysiert. Dieses Vorgehen ist damit zu begründen, 

dass die Jahresabschlussperspektive aufgrund der 

Verwendung feststehender Ist-Werte weniger kom-

plex ist, als die Haushaltsplanung mit ihrer Vielzahl 

von Planwerten, die jährlich fortgeschrieben wer-

den. Da Haushaltsplanung und Jahresabschluss als 

eröffnendes und abschließendes Element des 

Haushaltskreislaufs5 der gleichen Systematik folgen 

(der NKF-Doppik)6, können viele der für den Jah-

resabschluss gewonnene Erkenntnisse auf die 

Haushaltsplanung übertragen werden. Die Darstel-

lung wird zur Erhöhung der Verständlichkeit durch 

zahlreiche Beispielfälle ergänzt. 

 

 
5 Vgl. Fritze 2019, S. 28. 
6 Vgl. explizit den neu eingefügten § 75 Abs. 1 S. 2 GO 
NRW. 
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2 Auswirkungen auf den Jahresabschluss 

2.1 Haushaltsausgleich 

Weist die Ergebnisrechnung einen Jahresüber-

schuss oder ein Ergebnis in Höhe von 0 EUR aus, 

d. h. decken die Erträge des Haushaltsjahres die 

Aufwendungen, liegt gem. § 75 Abs. 2 S. 2 GO 

NRW ein Haushaltsausgleich vor.  

Wird hingegen ein Jahresfehlbetrag ausgewiesen, 

soll dieser gem. § 95 Abs. 2 S. 2 GO NRW zunächst 

durch eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrückla-

ge ausgeglichen werden. Ist dies der Fall, liegt gem. 

§ 75 Abs. 2 S. 3 GO NRW ein fingierter Haushalt-

sausgleich vor („gilt als erfüllt“). Da gem. § 96 Abs. 1 

S. 2 GO NRW der Rat bei der Feststellung des 

(geprüften) Jahresabschlusses über die Behandlung 

von Jahresfehlbeträgen entscheidet, ist dann eine 

Buchung des Jahresfehlbetrags gegen die Aus-

gleichsrücklage vorzunehmen. 

 

2.2 Verlustvortrag und Verrechnung mit 

der allgemeinen Rücklage 

Reicht die Ausgleichsrücklage nicht aus, um den 

Jahresfehlbetrag zu decken, kommt es gem. § 95 

Abs. 2 S. 3 GO NRW grundsätzlich zu einer Ver-

rechnung mit der allgemeinen Rücklage. Die Ver-

rechnung mit der allgemeinen Rücklage muss aller-

dings nicht sofort erfolgen, sondern ist spätestens 

am Ende des dritten Folgejahres vorzunehmen 

(beim Fehlbetrag im Jahresabschluss 01 also im 

Zuge des Jahresabschlusses 04). Die Gemeinde 

kann den Jahresfehlbetrag also in zukünftige Haus-

haltsjahre vortragen. Buchhalterisch ist in einem 

solchen Fall – erneut im Zuge der Feststellung des 

Jahresabschlusses und der Entscheidung über die 

Behandlung des Jahresfehlbetrags – eine Umbu-

chung vom Eigenkapitalkonto „Jahresfehlbetrag“ in 

ein neues Eigenkapitalkonto „Verlustvortrag“7 vor-

zunehmen. Hierbei ist zu beachten, dass der Ver-

lustvortrag selbst keine Anzeigepflicht auslöst, son-

dern eine solche – wie im bisherigen Recht – nur zu 

erfolgen hat, wenn der Jahresfehlbetrag größer als 

geplant ausgefallen oder im Haushaltsplan gar kein 

Jahresfehlbetrag vorgesehen war.8  

Bei der Entscheidung über die Behandlung des 

Jahresfehlbetrags hat der Rat nur eine einge-

schränkte Gestaltungsfreiheit. Aus dem Wortlaut 

„ein danach verbleibender Fehlbetrag“ des § 95 

 
7 Eine solche Ergänzung wurde bereits im Gesetzentwurf 
angekündigt, vgl. Landtag NRW Drucksache 18/7188 vom 
6.12.2023, S. 67. 
8 Vgl. § 75 Abs. 5 S. 1 GO NRW. 

Abs. 2 S. 2 GO NRW ist zu schlussfolgern, dass in 

Fällen, in denen die Ausgleichsrücklage kleiner als 

der Fehlbetrag ist, die Ausgleichsrücklage trotzdem 

zwingend zu verbrauchen ist; die Gemeinde kann 

also nicht den (nicht ausreichenden) Bestand erhal-

ten und stattdessen den gesamten Fehlbetrag vor-

tragen oder mit der allgemeinen Rücklage verrech-

nen, um sich z. B. für spätere Jahresabschlüsse 

einen Bestand in der Ausgleichsrücklage zu erhal-

ten.9 Das zunächst zwingende Verbrauchen der 

Ausgleichsrücklage galt bereits im alten Recht, da 

es sich um eine zulässige Eigenkapitalverringerung 

handelt, die Vorrang vor einer (im Haushaltsplan 

genehmigungspflichtigen) Reduzierung der allge-

meinen Rücklage hat;10 es deutet nichts darauf hin, 

dass sich im neuen Recht etwas an dieser Konstel-

lation ändert. 

Im Falle einer aufgezehrten Ausgleichsrücklage 

spricht aus dem Gesetzesgefüge und -wortlaut 

jedoch nichts dagegen, dass der Rat frei wählen 

kann, ob der (verbleibende) Fehlbetrag vorgetragen 

oder mit der allgemeinen Rücklage verrechnet 

wird;11 denkbar dürften daher auch Mischformen 

sein, also z. B. der Vortrag nur eines Teils des 

Fehlbetrags und die Verrechnung des restlichen 

Fehlbetrags mit der allgemeinen Rücklage.12  

 
9 Dies spiegelt sich auch in der Gesetzbegründung wider, 
nach der die allgemeine Rücklage „nur noch nachrangig 
zum Haushaltsausgleich in Anspruch genommen“ werden 
soll, vgl. Landtag NRW Drucksache 18/7188 vom 
6.12.2023, S. 67. Die begriffliche Inkonsistenz zur Le-
galdefinition des Haushaltsausgleichs nach § 75 Abs. 2 
GO NRW soll hier nicht weiterverfolgt werden, da es sich 
nur um eine Aussage in der Gesetzesbegründung handelt. 
Die Ausgestaltung des § 95 Abs. 2 S. 2 GO NRW als Soll-
Vorschrift ist damit nicht als Ermessen in dem Sinne zu 
verstehen, dass bei einem Jahresfehlbetrag und einer 
vorhandenen Ausgleichsrücklage auf die Entnahme aus 
Letzterer verzichtet werden kann; das „soll“ fängt lediglich 
die Sachverhalte auf, in denen eine solche Entnahme nicht 
mehr möglich ist, weil die Ausgleichsrücklage bereits 
aufgebraucht wurde. 
10 Vgl. Innenministerium NRW 2009, S. 16. Wenngleich 
der Erlass zum 30.09.2012 aufgehoben wurde, verweist 
der Folgeerlass immer noch auf diesen, sofern im aktuelle-
ren Erlass nichts Abweichendes geregelt wird, vgl. Ministe-
rium für Inneres und Kommunales NRW 2013, S. 2. 
11 Vgl. so auch Landtag NRW Stellungnahme 18/1150 vom 
4.1.2024, S. 6. Dies stützt auch der Wortlaut des § 79 Abs. 
3, Satz 2 GO NRW. Danach „kann (sic!) ein verbleibender 
Jahresfehlbetrag in der mittelfristigen Ergebnis- und Fi-
nanzplanung längstens in die drei folgenden Haushaltsjah-
re vorgetragen werden“.  
12 Dies ermöglicht allerdings sehr großen Gestaltungsspiel-
raum in Bezug auf die Grenzwerte der Haushaltssiche-
rung, da die Gemeinde u. U. einen bewussten Verzehr der 
allgemeinen Rücklage unterhalb der Schwellenwerte des § 
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Beispiel 1 

Im Jahresabschluss zum 31.12.01 wird ein Jahresfehlbe-

trag in Höhe von 2 Mio. EUR ausgewiesen. Die Aus-

gleichsrücklage beziffert sich auf 1,5 Mio. EUR. Diese ist 

zunächst zur anteiligen Deckung des Jahresfehlbetrags 

heranzuziehen (Buchungssatz: „Ausgleichsrücklage an 

Jahresfehlbetrag 1,5 Mio. EUR“). Da anschließend noch 

ein Fehlbetrag in Höhe von 0,5 Mio. EUR verbleibt, ist kein 

Haushaltsausgleich im Sinne von § 75 Abs. 2 GO NRW 

erreicht. Der Rat der Gemeinde kann bei der Feststellung 

des Jahresabschlusses frei entscheiden, welcher Teil der 

0,5 Mio. EUR in den Verlustvortrag (Buchungssatz dafür: 

„Verlustvortrag an Jahresfehlbetrag“) und welcher gegen 

die allgemeine Rücklage gebucht wird (Buchungssatz: 

„Allgemeine Rücklage an Jahresfehlbetrag“). 

 

2.3 Behandlung von Verlustvorträgen in 

späteren Haushaltsjahren 

Bei Jahresüberschüssen besteht eine solche Wahl-

freiheit jedoch nicht. Der Gesetzgeber hat die Be-

schlussbefugnis des Rates über die Verwendung 

des Überschusses explizit aus § 96 GO NRW ent-

fernt. Begründet wird dies mit der Neufassung des § 

75 Abs. 3 S. 2 GO NRW, wonach Jahresüberschüs-

se grundsätzlich die Ausgleichsrücklage erhöhen,13 

„soweit sie nicht für den Haushaltsausgleich ver-

wendet werden“. Wenngleich letztere Formulierung 

begrifflich inkonsistent zu § 75 Abs. 2 GO NRW 

ist,14 kann mit der Verwendung für den Haushalt-

sausgleich nur die Deckung des Verlustvortrags 

gemeint sein, da dieser Passus erst mit dem 3. 

NKFWG NRW, also der Einführung eines Verlust-

vortrags, eingefügt wurde und es ansonsten keine 

Überschussverwendung für einen Haushaltsaus-

gleich gibt (da auch der fingierte Ausgleich nur über 

die Ausgleichsrücklage erfolgt).15 Für Haushaltsjah-

 
76 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 2 GO NRW umsetzen kann, sodass 
die Haushaltssicherung erst dann eintritt, wenn das Eigen-
kapital aufgebraucht und § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GO NRW 
einschlägig ist, vgl. vertiefend Kapitel 2.4 und 3.4. 
13 Vgl. Landtag NRW Drucksache 18/8104 vom 20.2.2024, 
S. 5. Soll die allgemeine Rücklage erhöht werden, ist dies 
nach § 75 Abs. 3 S. 3 GO NRW nur per Umbuchung aus 
der Ausgleichsrücklage bei Feststellung des Jahresab-
schlusses möglich. 
14 Nach § 75 Abs. 2 GO NRW liegt ein Haushaltsausgleich 
nur bei einer Deckung der Aufwendungen durch Erträge 
vor bzw. wird bei einem Jahresfehlbetrag durch die Inan-
spruchnahme der Ausgleichsrücklage fingiert.  
15 Es ist zu vermuten, dass die Inkonsistenz auf einen 
redaktionellen Fehler zurückzuführen ist. Gegenüber dem 
ursprünglichen Gesetzentwurf wurde in § 79 Abs. 3 S. 1 
GO NRW im ursprünglichen Passus „Ausgleich des Jah-
resergebnisses unter Berücksichtigung von Jahresfehlbe-
trägen aus Vorjahren“ der Abschnitt „unter Berücksichti-
gung von Jahresfehlbeträgen aus Vorjahren“ entfernt, um 
eine zu § 75 Abs. 2 GO NRW konsistente Definition des 
Haushaltsausgleichs zu erzeugen und damit klarzustellen, 
dass der Haushaltsausgleich unabhängig von etwaigen 
Verlustvorträgen bzw. der Deckung dieser definiert ist, vgl. 

re, in die Verluste vorgetragen werden, ist daher 

zwingend zu schlussfolgern, dass Jahresüber-

schüsse zunächst für die Deckung von Verlustvor-

trägen heranzuziehen sind. Dies ist nicht nur aus 

der nicht mehr vorgesehenen Möglichkeit, über die 

Ergebnisverwendung zu entscheiden, und der For-

mulierung des § 75 Abs. 3 S. 2 GO NRW zu be-

gründen. Auch § 95 Abs. 2 S. 3 GO NRW besagt 

explizit: „Ein […] Jahresfehlbetrag ist spätestens 

nach drei Jahren mit der allgemeinen Rücklage zu 

verrechnen, soweit (sic!) er nicht mit Jahresüber-

schüssen in einem vorangehenden Haushaltsjahr 

gedeckt werden kann.“ Im Ergebnis bedeutet dies: 

Hat die Gemeinde sich einmal für den Vortrag eines 

Verlustes entschieden, kann sie nicht mehr frei über 

eine mögliche Verrechnung mit der allgemeinen 

Rücklage in späteren Haushaltsjahren entscheiden, 

da gilt: 

1. Sobald in einem Folgejahr ein Jahresüber-

schuss erzielt wird, ist dieser zur Deckung des 

Verlustvortrags zu verwenden. 

2. Kann der Verlustvortrag in keinem der drei 

Folgejahre durch Überschüsse vollständig ge-

deckt werden, ist er (bzw. der verbleibende 

Teil) am Ende des dreijährigen Vortragszeit-

raums mit der allgemeinen Rücklage zu ver-

rechnen. 

Beispiel 2 

Im Jahresabschluss zum 31.12.01 weist die Gemeinde 

einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 1 Mio. EUR aus; eine 

Ausgleichsrücklage existiert nicht mehr. Der Rat entschei-

det sich, den Fehlbetrag vorzutragen (Buchungssatz: 

„Verlustvortrag an Jahresfehlbetrag 1 Mio. EUR“). In den 

Jahresabschlüssen der drei Folgejahre werden jeweils 

300.000 EUR Jahresüberschuss ausgewiesen. Diese sind 

zwingend zur Deckung des Verlustvortrags aus 01 zu 

verwenden (Buchungssätze jeweils: „Jahresüberschuss an 

Verlustvortrag 300.000 EUR“), sodass sich dieser nach 

Verrechnung am Ende von 02 auf 700.000 EUR, am Ende 

von 03 auf 400.000 EUR und am Ende von 04 (vorläufig) 

auf 100.000 EUR beläuft. Der ungedeckte Restbestand ist 

am Ende von 04 zwingend mit der allgemeinen Rücklage 

zu verrechnen (Buchungssatz: „Allgemeine Rücklage an 

Verlustvortrag 100.000 EUR“). 

Das Wort „spätestens“ in § 95 Abs. 2 S. 3 GO NRW 

ist insofern nicht als Wahlmöglichkeit der jederzeiti-

gen freiwilligen Verrechnungsmöglichkeit eines 

vorgetragenen Verlusts mit der allgemeinen Rück-

lage zu verstehen, da ein solches Vorgehen in Kon-

flikt mit den o. g. Vorschriften steht. Es verdeutlicht 

lediglich, dass es bei einem Jahresfehlbetrag, der 

 
Landtag NRW Drucksache 18/8104 vom 20.2.2024, S. 4. 
Eine solche redaktionelle Anpassung hätte auch bei § 75 
Abs. 3 S. 2 GO NRW erfolgen müssen. Der Gesetzgeber 
ist daher aufgerufen, den dortigen Zwischensatz in „soweit 
sie nicht zur Deckung von Jahresfehlbeträgen aus der 
Vergangenheit herangezogen werden“ zu ändern. 
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nicht vollständig durch die Ausgleichsrücklage ge-

deckt werden kann, im neuen Recht nicht mehr 

zwingend zu einer sofortigen Reduzierung der all-

gemeinen Rücklage kommen muss – wenn die 

Gemeinde den Jahresfehlbetrag vortragen möchte. 

Hat sich der Rat jedoch erst einmal für einen Ver-

lustvortrag entschieden, ist die Verrechnung mit der 

allgemeinen Rücklage nur die „ultima ratio“, wenn 

es zuvor keine ausreichenden Überschüsse zur 

Deckung gibt.16 

Fraglich ist allerdings noch, wie mit einem erwirt-

schafteten Jahresüberschuss umzugehen ist, wenn 

Jahresfehlbeträge aus mehreren vergangenen Peri-

oden in ein Haushaltsjahr vorgetragen werden. Da 

wie zuvor gezeigt eine Entscheidungsfreiheit des 

Rates bezüglich der Überschussverwendung zu 

verneinen ist, muss auch hier ein Automatismus 

greifen. Aus der Beschränkung des Verlustvortrags 

auf drei Folgejahre ist zu schlussfolgern, dass ältere 

Verlustvorträge zuerst gedeckt werden müssen. Da 

nach § 95 Abs. 2 S. 3 GO NRW die Deckung eines 

vorgetragenen Fehlbetrags durch Jahresüberschüs-

se Vorrang vor der Verrechnung mit der allgemei-

nen Rücklage hat, ist zunächst der älteste Verlust-

vortrag zu decken, da mögliche Verlustvorträge aus 

späteren Haushaltsjahren noch eine längere Lauf-

zeit bis zur „ultima ratio“-Verrechnung mit der allge-

meinen Rücklage haben und damit größere Chan-

cen bestehen, dass diese noch gedeckt werden 

können.  

Beispiel 3 

Die Gemeinde trägt aus den Jahren 01 und 02 je 150.000 

EUR Jahresfehlbetrag vor, während in 03 ein Jahresüber-

schuss in Höhe von 200.000 EUR erwirtschaftet wird. 

Dieser hat den Vortrag aus 01 zunächst vollständig und 

erst dann den Vortrag aus 02 anteilig in Höhe von 50.000 

EUR zu decken. Die verbleibenden 100.000 EUR aus 02 

sind weiter vorzutragen, da sie noch in 04 oder 05 gedeckt 

werden können. Wäre stattdessen erst der vorgetragene 

Fehlbetrag aus 02 gedeckt worden, bestünde für den 

verbleibenden Verlustvortrag aus 01 nur noch eine De-

ckungsmöglichkeit in 04, bevor eine Verrechnung mit der 

allgemeinen Rücklage vorgenommen werden müsste; dies 

würde gegen das Vorrangprinzip des § 95 Abs. 2 S. 3 GO 

NRW verstoßen. 

 

 
16 In der Gesetzesbegründung zum geänderten § 79 GO 
NRW ist allerdings die Rede von einer „immer (sic!) zur 
Verfügung stehenden Handlungsoption, die allgemeine 
Rücklage zu reduzieren“, vgl. Landtag NRW Drucksache 
18/7188 vom 6.12.2023, S. 70. Hierbei ist zu beachten, 
dass sich diese Aussage nur auf die Entscheidung, be-
zieht, einen Jahresfehlbetrag vorzutragen oder sofort mit 
der allgemeinen Rücklage zu verrechnen, und nicht auf die 
spätere Behandlung eines einmal vorgetragenen Fehlbe-
trags. 

2.4 Pflicht zur Aufstellung eines Haus-

haltssicherungskonzepts 

Kommt es zu einer Verrechnung eines Jahresfehl-

betrags mit der allgemeinen Rücklage – entweder 

unmittelbar im Jahr der Fehlbetragsentstehung, 

wenn dieser nicht vollständig durch die Ausgleichs-

rücklage gedeckt werden kann und der Rat sich 

dafür entscheidet, den Verlust nicht vorzutragen, 

oder in Form eines Verlustvortrags, der innerhalb 

der Drei-Jahres-Frist nicht durch nachfolgende 

Jahresüberschüsse gedeckt werden konnte – löst 

dies unter Umständen eine Pflicht zur Aufstellung 

eines Haushaltssicherungskonzepts aus. Hierfür 

muss durch den vom Bürgermeister bestätigen 

Jahresabschlussentwurf eines der drei Tatbestands-

merkmale des § 76 Abs. 1 GO NRW erfüllt werden. 

Dies ist der Fall, wenn 

1. die allgemeine Rücklage im betreffenden 

Haushaltsjahr um mehr als 25 % gegenüber 

dem Vorjahres-Endbestand reduziert wird oder 

2. die allgemeine Rücklage in zwei aufeinander-

folgenden Haushaltsjahren um mehr als 5 % 

reduziert wird oder 

3. ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbe-

trag in der Bilanz des betreffenden Jahresab-

schlusses ausgewiesen wird, also eine bilanzi-

elle Überschuldung im Sinne von § 75 Abs. 7 

S. 2 GO NRW vorliegt. 

Da § 76 Abs. 1 S. 2 GO NRW auf den vom Bürger-

meister bestätigten Entwurf des Jahresabschlusses 

abstellt, ist fraglich, wie mit der eigentlich vom Rat 

noch zu beschließenden Behandlung eines Jahres-

fehlbetrags – sofortige Verrechnung mit der allge-

meinen Rücklage oder Verlustvortrag – umzugehen 

ist. Ein Fehlbetrag im Jahresabschluss, der die 

allgemeine Rücklage grundsätzlich um mehr als 25 

% reduzieren würde, würde z. B. nicht zur Haus-

haltssicherungspflicht führen, wenn der Rat die 

Einstellung in einen Verlustvortrag beschließt (oder 

nur einen Teil verrechnen lässt, der 25 % nicht 

übersteigt). Im alten Recht stellte sich die Frage 

nach der exakten Behandlung eines Fehlbetrags 

auch, da dies gem. § 96 Abs. 1 GO NRW a. F. 

ebenfalls in der Kompetenz des Rates lag. Daher 

mussten im Rahmen der Bürgermeisterbestätigung 

des Jahresabschlussentwurfs der „Kämmerer und 

der Bürgermeister […] die erforderliche Verrech-

nung des Jahresfehlbetrages mit dem Eigenkapital 

der Gemeinde klären. Sie haben dazu zu prüfen, ob 

eine Inanspruchnahme oder Ausgleichsrücklage 

möglich oder eine Verringerung der Allgemeinen 

Rücklage erforderlich ist.“17 Da bei einem Jahres-

 
17 Ministerium für Inneres und Kommunales NRW 2016, S. 
576. 
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fehlbetrag allerdings zunächst zwingend die Aus-

gleichsrücklage aufzubrauchen war und anschlie-

ßend nur die allgemeine Rücklage reduziert werden 

konnte, hatte der Rat faktisch gar keine Entschei-

dungsfreiheit, sodass Kämmerer und Bürgermeister 

eine Verrechnung mit der allgemeinen Rücklage 

einwandfrei antizipieren konnten (wenngleich in der 

Bilanz des Jahresabschlussentwurfs die Behand-

lung des Jahresfehlbetrags noch offen zu lassen 

war).18 Eine Gleichsetzung eines Jahresfehlbetrags 

(nach Aufzehren der Ausgleichsrücklage) mit der 

Reduzierung der allgemeinen Rücklage ist aber im 

neuen Recht aufgrund der Verlustvortragsmöglich-

keit nun eben nicht mehr möglich, sodass bei wort-

lautgetreuer Auslegung des § 76 Abs. 1 S. 2 GO 

NRW der Jahresfehlbetrag bei Bestätigung des 

Jahresabschlusses durch den Bürgermeister nur als 

„nicht weiter verarbeitet“ gesehen werden kann, 

wodurch es nicht möglich ist, das Vorliegen der o. g. 

Tatbestandvoraussetzungen festzustellen.19 Dies 

könnte folglich erst im Zuge der Feststellung durch 

den Rat bzw. des damit verbundenen Beschlusses 

über die Fehlbetragsbehandlung geschehen, was 

allerdings 

1. nicht mehr dem Wortlaut des § 76 Abs. 1 S. 2 

GO NRW entspricht 

2. die Beurteilung einer etwaigen Haushaltssiche-

rungspflicht zeitlich weiter verschiebt, da die 

Feststellung nach § 96 Abs. 1 S. 1, 2 GO NRW 

erst bis zum 31.12. des Folgejahres zu erfol-

gen hat, und damit auch dem Sinn und Zweck 

der Vorschrift (möglichst zeitnahe Feststellung 

möglicher Haushaltssicherungspflichten) teils 

zuwiderläuft.  

Es kann daher nur geschlussfolgert werden, dass 

Kämmerer und Bürgermeister – analog zur oben 

wiedergegebenen Klärungspflicht im alten Recht – 

im Zuge der Bestätigung des Jahresabschlussent-

wurfs eine mögliche Verrechnung oder einen Ver-

lustvortrag vorab klären müssen. Dies ist zweifels-

frei aufwendiger als im alten Recht, da es letztlich 

eine vorweggenommene Ratsentscheidung erfor-

derlich macht.  

Die Tatbestandsvoraussetzung des § 76 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 GO NRW bezieht sich im neuen Recht explizit 

 
18 Vgl. Duikers 2023, Rn. 4. 
19 Lediglich für die Tatbestandsvoraussetzung der bilanzi-
ellen Überschuldung nach § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GO NRW 
ist die Frage nach der Behandlung des Jahresfehlbetrags 
nachrangig, da ein nicht durch Eigenkapital gedeckter 
Fehlbetrag unabhängig davon auszuweisen ist, ob die 
Position „Jahresüberschuss / -fehlbetrag“, „Allgemeine 
Rücklage“ oder „Verlustvortrag“ ein negatives Vorzeichen 
hat, wenn die Summe des Eigenkapitals rechnerisch 
negativ ist. 

nur noch auf das betreffende Haushaltsjahr.20 Nr. 2 

ist hingegen nicht geändert worden, sodass wie im 

alten Recht gilt: hier ist neben dem letzten Jahres-

abschluss auch das geplante Folgejahr mit einzu-

beziehen.21 D. h., eine Haushaltssicherungspflicht 

entsteht, wenn im Jahresabschluss die allgemeine 

Rücklage um mehr als 5 % reduziert wird und 

1. dies auch im vorhergehenden Jahresab-

schluss passiert ist oder 

2. dies durch den Haushaltsplan für das Folge-

jahr vorgesehen ist. 

Beispiel 4 

Im April 02 wird der Entwurf des Jahresabschlusses zum 

31.12.01 durch den Bürgermeister bestätigt. Dabei ist eine 

Reduzierung der allgemeinen Rücklage um 5,5 % vorge-

sehen. Im Haushaltsplan für 01 war eigentlich geplant, 

dass die Reduzierung nur 3 % beträgt. Durch den Haus-

haltsplan für 02 wird eine weitere Verringerung der allge-

meinen Rücklage um 5,1 % erfolgen. Durch eine Reduzie-

rung der allgemeinen Rücklage in zwei aufeinander fol-

genden Haushaltsjahren um mehr als 5 % entsteht eine 

Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts 

nach § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 GO NRW. Dieser wird erst 

durch den Jahresabschluss zum 31.12.01 ausgelöst, da in 

der ursprünglichen Planung keine Reduzierung über 5 % 

in zwei aufeinander folgenden Jahren vorgesehen war. 

Wird im Jahresabschluss einer der Tatbestände 

erfüllt, ist dem nächsten Haushaltsplan ein Haus-

haltssicherungskonzept beizufügen. Sollte im Zeit-

punkt der Bestätigung des Jahresabschlussentwurfs 

durch den Bürgermeister die Haushaltssatzung für 

das laufende Jahr noch nicht rechtskräftig sein, ist 

das Haushaltssicherungskonzept noch diesem 

beizufügen.22 

Beispiel 5 

Im Jahresabschluss zum 31.12.01 wird die allgemeine 

Rücklage um mehr als 25 % reduziert. Der Jahresab-

schlussentwurf wird im April 02 vom Bürgermeister bestä-

tigt. Aufgrund von Uneinigkeiten bezüglich größerer Inves-

titionen ist die Haushaltssatzung für das Jahr 02 zu diesem 

 
20 Dies geht aus dem veränderten Wortlaut „innerhalb des 
Planjahres“ anstelle von „innerhalb eines (sic!) Haushalts-
jahres“ hervor, siehe auch Landtag NRW Drucksache 
18/7188 vom 6.12.2023, S. 68. 
21 Dies wird darauf zurückgeführt, dass § 76 Abs. 1 S. 1 
Nr. 2 GO NRW sich im Kontext der Tatbestandsvorausset-
zungen für die Haushaltsplanung auf den kompletten 
Zeitraum der mittelfristigen Planung bezieht, vgl. Innenmi-
nisterium NRW 2009, S. 13, sodass auch im Rahmen des 
Jahresabschlusses die zukünftige Entwicklung zu berück-
sichtigen ist, vgl. ebd. S. 22 (explizit Fall 3). Teile der 
Literatur widersprechen dem bis heute, da die mittelfristige 
Planung im alten Recht nur explizit in der Tatbestandsvo-
raussetzung des § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GO NRW a. F. 
genannt ist, vgl. Diemert 2023b, Rn. 17, Klieve/Funke 
2023, S. 3, Knirsch 2023, Rn. 8f. 
22 Vgl. Ministerium für Inneres und Kommunales NRW 
2016, S. 577. 
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Zeitpunkt vom Rat noch immer nicht beschlossen worden 

und die Gemeinde befindet sich in der vorläufigen Haus-

haltsführung nach § 82 GO NRW. Die aus § 76 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 GO NRW erwachsende Pflicht zur Aufstellung eines 

Haushaltssicherungskonzepts bezieht sich daher auf den 

im Rat in der Diskussion befindlichen Haushaltsplan für 02.  

Tatbestand Nr. 3, also die bilanzielle Überschul-

dung, ist neu formuliert worden, da das alte Recht 

hier ausschließlich auf den vollständigen Verzehr 

der allgemeinen Rücklage in der mittelfristigen Pla-

nung abgestellt hat, wodurch Auslegungsfragen in 

Konstellationen auftraten, in denen eine Kommune 

bereits überschuldet ist, aber in Zukunft mit ausge-

glichenen Haushalten plant. Zu beachten ist, dass 

im neuen Recht durch eine bestehende Sonderrück-

lage der Tatbestand der bilanziellen Überschuldung 

trotz einer rechnerisch negativen allgemeinen Rück-

lage möglicherweise verhindert wird.23  

Liegt der Fall des § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GO NRW, 

also eine bilanzielle Überschuldung vor, ist im 

Haushaltssicherungskonzept gem. § 76 Abs. 2 S. 3 

GO NRW nun nicht mehr nur darzustellen, wie in-

nerhalb von zehn Jahren ein Haushaltsausgleich im 

Sinne von § 75 Abs. 2 GO NRW (also Erträge ≥ 

Aufwendungen oder Erträge < Aufwendungen, aber 

Fehlbetragsdeckung aus einer zuvor wiederaufge-

bauten Ausgleichsrücklage)24 wiederhergestellt 

wird. Nach § 76 Abs. 2 S. 6 GO NRW sind auch 

„Maßnahmen zum nachhaltigen Wiederaufbau des 

kommunalen Eigenkapitals darzustellen“, faktisch 

also solche zur Erzielung von Jahresüberschüssen, 

bis das Eigenkapital wieder einen Wert von mindes-

tens 0 EUR annimmt. Bezüglich der Genehmi-

gungsfähigkeit des Haushaltssicherungskonzepts ist 

dabei zu beachten, dass § 76 Abs. 2 S. 3 GO NRW 

nach wie vor ausschließlich auf den Haushaltsaus-

gleich innerhalb der 10-Jahres-Frist abstellt, sodass 

abseits einer grundsätzlichen Plausibilität keine 

spezifischen Anforderungen an die darzustellenden 

Maßnahmen zur Eigenkapitalwiederherstellung 

gestellt werden können; die Aufsichtsbehörde kann 

daher beispielsweise keine Eigenkapitalwiederher-

stellung innerhalb eines bestimmten Zeitraums als 

Genehmigungsvoraussetzung formulieren. 

Durch den nach wie vor erhaltenen Terminus „durch 

Veränderungen des Haushalts (sic!)“ in § 76 Abs. 1 

S. 1 GO NRW wird deutlich, dass die Haushaltssi-

cherungspflicht nur durch Verringerungen der all-

 
23 Dies ist aber durchaus nachvollziehbar, da eine Sonder-
rücklage früher oder später immer in die allgemeine Rück-
lage umgebucht werden muss (vgl. § 44 Abs. 4 KomHVO 
NRW) und diese in der beschriebenen Fallkonstellation 
dadurch wieder auf einen nicht-negativen Wert erhöhen 
würde. 
24 Zu beachten ist, dass der Vortrag von Jahresfehlbeträ-
gen keinen Haushaltsausgleich im Sinne von § 75 Abs. 2 
GO NRW darstellt.  

gemeinen Rücklage ausgelöst werden kann, die aus 

dem Ergebnishaushalt erwachsen.25 Dies sind – wie 

bisher – Jahresfehlbeträge, die nicht vorgetragen, 

sondern sofort verrechnet werden, sowie – neu – 

vorgetragene Verluste aus vergangenen Jahren, die 

im betreffenden Haushaltsjahr verrechnet werden 

müssen, da die letztlich auch auf einem Jahresfehl-

betrag beruhen. Verrechnungen aus § 44 Abs. 3 

KomHVO NRW (also der Veräußerung von Anlage-

vermögen und / oder Wertänderung von Finanzan-

lagen, die nicht Teil des Jahresergebnisses sind, 

sondern direkt mit der allgemeinen Rücklage zu 

verrechnen sind) werden weiterhin nicht berücksich-

tigt; sie spielen lediglich eine indirekte Rolle, da sie 

durch eine mögliche Reduzierung der allgemeinen 

Rücklage die Bemessungsgrundlage für die Haus-

haltssicherungs-Schwellenwerte des nachfolgenden 

Jahres verringern. Sie können allerdings zum Vor-

liegen des Tatbestands des § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 

GO NRW beitragen, wenn durch solche Reduzie-

rungen ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehl-

betrag entsteht.26  

Beispiel 6 

Im Jahresabschluss zum 31.12.01 hat die Gemeinde ihre 

allgemeine Rücklage fehlbetragsbedingt um 1,2 Mio. EUR 

zu verringern. Am Ende des vorhergehenden Haushalts-

jahres betrug deren Bestand 1,5 Mio. EUR. Zusätzlich hat 

die Gemeinde aus dem Verkauf einer nicht mehr genutz-

ten Schulimmobilie in 01 einen Veräußerungsverlust in 

Höhe von 0,4 Mio. EUR zu verzeichnen, der gem. § 44 

Abs. 3 KomHVO NRW mit der allgemeinen Rücklage zu 

verrechnen ist. Die Gemeinde verfügt über keinerlei Aus-

gleichs- oder Sonderrücklage. Da die allgemeine Rücklage 

fehlbetragsbedingt um 1,2 Mio. EUR und damit um mehr 

als 25 % reduziert wird, entsteht eine Haushaltssiche-

rungspflicht bereits aus § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 GO NRW. 

Da in Folge der zusätzlichen Verrechnung nach § 44 Abs. 

3 KomHVO NRW das Eigenkapital rechnerisch mit 1,5 

Mio. EUR – 1,2 Mio. EUR – 0,4 Mio. EUR = -0,1 Mio. EUR 

zu beziffern ist, ist zusätzlich der Tatbestand des § 76 Abs. 

1 S. 1 Nr. 3 GO NRW erfüllt und die Gemeinde hat in 

ihrem Haushaltssicherungskonzept darzustellen, welche 

Maßnahmen sie zum nachhaltigen Wiederaufbau ihres 

Eigenkapitals ergreifen will. 

 

 
25 Vgl. Diemert 2023b, Rn. 13. 
26 Vgl. in analoger Anwendung auf den neuen Rechtsstand 
Diemert 2023b, Rn. 13. 
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3 Auswirkungen auf die Haushaltsplanung 

3.1 Haushaltsausgleich 

Der Haushaltsausgleich ist in der Planung wie in der 

Rechnung definiert: Er ist gem. § 75 Abs. 2 GO 

NRW erreicht, wenn die Erträge die Aufwendungen 

des Haushaltsjahres decken, und wird fingiert, wenn 

die Aufwendungen die Erträge übersteigen, der 

Jahresfehlbedarf jedoch durch die Ausgleichsrück-

lage gedeckt werden kann. Gem. § 84 Abs. 1 S. 3 

GO NRW soll auch in den drei auf das Planjahr 

folgenden Haushaltsjahren ein Haushaltsausgleich 

erreicht werden.27 Eine Verfehlung dieser Soll-

Pflicht trägt jedoch keine unmittelbare Rechtspflicht 

mit sich, da gem. § 79 Abs. 1, 4 GO NRW nur die 

Ansätze des Planjahres verbindlich sind. Es könnte 

lediglich eine indirekte Rechtsfolge erzeugen, wenn 

dadurch eine der Tatbestandsvoraussetzungen des 

§ 76 Abs. 1 S. 1 GO NRW erfüllt wird.28 

Erreicht die Gemeinde keinen Haushaltsausgleich 

im Sinne durch Erträge gedeckter Aufwendungen, 

hat sie gem. § 79 Abs. 3 S. 1 GO NRW zusätzlich 

die Möglichkeit, im Ergebnisplan einen globalen 

Minderaufwand in Höhe von bis zu 2 % der geplan-

ten ordentlichen Aufwendungen anzusetzen und 

damit faktisch weniger der geplanten ordentlichen 

Aufwendungen zu berücksichtigen.29 Dieses Instru-

ment kann sie gem. § 79 Abs. 3 S. 1 2. HS GO 

NRW anstelle oder zusätzlich zur Inanspruchnahme 

einer Ausgleichsrücklage verwenden. Daraus folgt, 

dass keine Rangfolge zwischen den beiden Instru-

menten existiert und auch Mischformen denkbar 

sind, in denen beispielsweise auch weniger als 2 % 

der ordentlichen Aufwendungen (beachte den Wort-

laut „bis (sic!) zu einem Betrag von 2 Prozent“ des § 

79 Abs. 3 S. 1 GO NRW) als globaler Minderauf-

wand angesetzt und zusätzlich die Ausgleichsrück-

lage beansprucht wird.  

Beispiel 7 

Die Gemeinde plant Erträge in Höhe von 98 Mio. EUR und 

Aufwendungen in Höhe von 100 Mio. EUR (ausschließlich 

ordentliche Aufwendungen). Die Ausgleichsrücklage hat 

einen Bestand in Höhe von 5 Mio. EUR. Die Gemeinde 

kann zur Erreichung des Haushaltsausgleichs ihre Aus-

gleichsrücklage in Höhe von 2 Mio. EUR in Anspruch 

 
27 Das gem. § 79 Abs. 1, 4 GO NRW verbindlich zu pla-
nende Haushaltsjahr wird nachfolgend immer als „Plan-
jahr“ bezeichnet.  
28 Vgl. ausführlicher Kapitel 3.4. 
29 Die Erhöhung des globalen Minderaufwands auf bis zu 2 
% wird mit Verweis auf Dolde/Porsch 2002, S. 237, und 
einem damit erzeugten Gleichklang mit dem Landeshaus-
haltsrecht begründet, vgl. Landtag NRW Drucksache 
18/7188 vom 06.12.2023, S. 70. 

nehmen. Alternativ kann sie einen globalen Minderauf-

wand in Höhe von 2 % ansetzen und dadurch lediglich mit 

98 Mio. EUR an Aufwendungen rechnen, sodass dadurch 

ebenfalls ein Haushaltsausgleich geplant ist. Sie kann aber 

auch beide Instrumente parallel einsetzen und z. B. den 

Aufwand nur um 1 %, also 1 Mio. EUR, kürzen und die 

Ausgleichsrücklage um weitere 1 Mio. EUR in Anspruch 

nehmen. 

Im neuen Recht müssen keine Angaben mehr ge-

macht werden, in welchen Teilergebnisplänen die 

Einsparungen erwirtschaftet werden sollen. Die 

Kürzungen können also während der Haushaltsaus-

führung – wie im Landeshaushaltsrecht – völlig frei 

erwirtschaftet werden.30 Nach wie vor gilt jedoch, 

dass der globale Minderaufwand nur zur Erreichung 

des Haushaltsausgleichs angesetzt werden darf. 

Decken im Planjahr die Erträge die Aufwendungen, 

dürfen letztere nicht durch einen globalen Minder-

aufwand gekürzt werden, um z. B gleichzeitig an 

anderer Stelle zusätzliche Aufwendungen zu veran-

schlagen.31 Der Ansatz eines globalen Minderauf-

wands ist nicht auf das Planjahr beschränkt, son-

dern kann auch in den drei Folgejahren Anwendung 

finden.32 

Zu beachten ist, dass der Gesetzgeber die Inan-

spruchnahme des globalen Minderaufwands nach § 

79 Abs. 3 S. 1 GO NRW an die vorherige „Ausnut-

zung von Spar- und Ertragsmöglichkeiten“ knüpft. 

Das Ausnutzen der Ertragsmöglichkeiten hat jedoch 

unter Beachtung des § 77 Abs. 3 GO NRW zu erfol-

gen, demzufolge die Gemeinde die wirtschaftlichen 

Kräfte ihrer Abgabepflichtigen zu berücksichtigen 

hat. Wenngleich durch die o. g. Voraussetzung also 

die Forderung an die Gemeinde gestellt wird, vor 

einer pauschalen Aufwandskürzung in Form des 

globalen Minderaufwands Möglichkeiten zur Auf-

wandseinsparung und Ertragserhöhung zu prüfen, 

kann daraus keine pauschale Verpflichtung z. B. zur 

Erhöhung der Realsteuerhebesätze oder Einstel-

lung freiwilliger Aufgaben abgeleitet werden. Dies 

zeigt sich auch darin, dass der Gesetzgeber die 

Anforderung gegenüber dem Regierungsentwurf 

entschärft hat, indem § 79 Abs. 3 S. 1 GO NRW nun 

nicht mehr die „Ausnutzung aller (sic!) Sparmöglich-

keiten und Ausschöpfung aller (sic!) Ertragsmög-

 
30 Vgl. Landtag NRW Drucksache 18/7188 vom 
06.12.2023, S. 70. 
31 Vgl. Landtag NRW Drucksache 18/7188 vom 
06.12.2023, S. 70. 
32 Vgl. so auch Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Gleichstellung NRW 2019, Frage 8. 
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lichkeiten“33 verlangt, wonach der Ansatz eines 

globalen Minderaufwands nur eine „ultima ratio“-

Maßnahme gewesen wäre.  

 

3.2 Verlustvortrag und Verrechnung mit 

der allgemeinen Rücklage 

Wird ein Jahresfehlbedarf geplant und kann dieser 

nicht durch die Ausgleichsrücklage gedeckt werden, 

reduziert er grundsätzlich die allgemeine Rücklage. 

Auch wenn die Gemeinde, wie im vorherigen Ab-

schnitt gezeigt, zur Erreichung des Haushaltsaus-

gleichs auch auf die Inanspruchnahme der Aus-

gleichsrücklage ganz oder teilweise verzichten 

kann, wenn sie einen globalen Minderaufwand an-

setzt, gilt dies nicht für Situationen, in denen ein 

Haushaltsausgleich nicht erreichbar ist. Hier hat die 

Gemeinde – wie im Rahmen des Jahresabschlus-

ses – zwingend die Ausgleichsrücklage zu verbrau-

chen, da eine solche zulässige Eigenkapitalverrin-

gerung vorrangig gegenüber einer gem. § 75 Abs. 4 

S. 1 GO NRW genehmigungspflichtigen Reduzie-

rung der allgemeinen Rücklage ist.34 Fraglich ist, ob 

bei nicht erreichbarem Haushaltsausgleich ein glo-

baler Minderaufwand zusätzlich angesetzt werden 

kann oder gar muss, um die Belastung für die all-

gemeine Rücklage so gering wie möglich zu halten. 

Zur Frage nach dem Muss ist zunächst festzustel-

len, dass das Instrument des globalen Minderauf-

wands von Anfang an als reines Wahlrecht ausge-

staltet worden ist, und eine pauschale Aufwands-

kürzung daher nicht zwingend erfolgen muss; dies 

würde auch dem „Wahlrecht innerhalb des Wahl-

rechts“ widersprechen, frei über die Höhe der pau-

schalen Kürzung (bis zur Obergrenze von 2 %) 

entscheiden zu können. Da der Ansatz eines globa-

len Minderaufwands jedoch nur daran geknüpft ist, 

dass kein Haushaltsausglich im Sinne durch Erträge 

gedeckter Aufwendungen vorliegt, spricht nichts 

dagegen, nach dem Verbrauchen der Ausgleichs-

rücklage eine pauschale Aufwandskürzung anzu-

setzen, um die etwaige Verringerung der allgemei-

nen Rücklage geringstmöglich zu halten.35 

Beispiel 8 

Die Gemeinde plant Erträge in Höhe von 90 Mio. EUR und 

Aufwendungen in Höhe von 100 Mio. EUR (ausschließlich 

ordentliche Aufwendungen). Die Ausgleichsrücklage be-

trägt 5 Mio. EUR. Setzt die Gemeinde einen globalen 

Minderaufwand an, kann sie ihre Aufwendungen auf bis zu 

 
33 Landtag NRW Vorlage 18/1899 vom 7.11.2023, S. 7. 
34 Vgl. Kapitel 2.2.  
35 In der Gesetzesbegründung wird der globale Minder-
aufwand auch explizit als „Handlungsoption […] für alle 
Gemeinden, unabhängig davon, in welcher haushaltsrecht-
lichen Situation sie sich befinden“ bezeichnet, vgl. Landtag 
NRW Drucksache 18/7188 vom 06.12.2023, S. 70. 

98 Mio. EUR kürzen, sodass ein Fehlbedarf in Höhe von 8 

Mio. EUR geplant wird. Die Ausgleichsrücklage ist an-

schließend vollständig aufzubrauchen, sodass ein Fehlbe-

darf in Höhe von 3 Mio. EUR verbleibt. Verzichtet die 

Gemeinde auf den Ansatz eines globalen Minderauf-

wands, entsteht ein Fehlbedarf in Höhe von 10 Mio. EUR, 

der zunächst vollständig die Ausgleichsrücklage aufzehrt, 

sodass 5 Mio. EUR verbleiben.  

Nach § 79 Abs. 3 S. 2 GO NRW muss die Gemein-

de einen  verbleibenden Jahresfehlbedarf (also 

nach einem zwingenden vollständigen Aufzehren 

einer restlichen Ausgleichsrücklage und nach eige-

nem Ermessen gekürzt um einen globalen Minder-

aufwand) im neuen Recht nicht mehr sofort mit der 

allgemeinen Rücklage verrechnen, sondern kann 

diesen bis zu drei Jahre vortragen – hier kann in der 

Haushaltsplanung also analog zum § 95 Abs. 2 GO 

NRW vorgegangen werden und der Jahresfehlbe-

darf zunächst in einen Verlustvortrag eingestellt 

werden. Die Gemeinde hat konsequenterweise 

auch hier eine vollständige Entscheidungsfreiheit 

und kann auch eine Mischform wählen, z. B. die 

sofortige Verrechnung nur eines Teils des verblei-

benden Fehlbedarfs mit der allgemeinen Rücklage 

und Vortrag des restlichen Betrags.36 Zu beachten 

ist, dass ein (teilweiser) Vortrag bezüglich der unmit-

telbaren Rechtsfolgen für die beschlossene Haus-

haltssatzung keinen entscheidenden Unterschied 

macht: Nach § 75 Abs. 4 S. 1 GO NRW bedarf ein 

Verlustvortrag genauso der Genehmigung durch die 

Aufsichtsbehörde wie eine (fehlbetragsbedingte)37 

Reduzierung der allgemeinen Rücklage.38 Dies ist 

insofern nachvollziehbar, da ein Verlustvortrag nur 

eine zeitlich verschobene Reduzierung der allge-

meinen Rücklage darstellt, sofern er nicht vorher 

durch Jahresüberschüsse gedeckt werden kann.  

§ 79 Abs. 3 GO NRW macht diesbezüglich zunächst 

keine unmittelbare Aussage darüber, wie mit einem 

vorgetragenen Fehlbedarf in den folgenden Haus-

haltsjahren umzugehen ist. Er beschränkt sich in 

Satz 2 auf die Aussage „kann ein verbleibender 

Jahresfehlbetrag in der mittelfristigen Ergebnis- und 

Finanzplanung längstens in die die drei folgenden 

Haushaltsjahre vorgetragen werden“. Daraus ist 

bereits zu vermuten, dass die Verrechnung mit der 

allgemeinen Rücklage spätestens nach drei Jahren 

zu erfolgen hat. Da die Haushaltsplanung – bis auf 

Ausnahmen wie dem globalen Minderaufwand als 

 
36 Vgl. den Wortlaut „kann […] vorgetragen werden“ in § 79 
Abs. 3 S. 2 GO NRW und Kapitel 2.2. 
37 Reduzierungen infolge von Verrechnungen nach § 44 
Abs. 3 GO NRW sind nicht genehmigungspflichtig, da sie 
nicht aus dem Ergebnishaushalt erwachsen, vgl. Diemert 
2023a, Rn. 40, und Kapitel 2.4. 
38 Nach § 78 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 GO NRW ist in der Haus-
haltssatzung sowohl die Verringerung der allgemeinen 
Rücklage als auch der Vortrag eines Jahresfehlbedarfs im 
Planjahr anzugeben. 
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reinem Planungsinstrument – der gleichen Syste-

matik wie der Jahresabschluss zu folgen hat, kann 

die Bestätigung dieser Vermutung aus § 95 Abs. 2 

GO NRW gewonnen werden: Auch im Haushalts-

plan muss also gelten, dass ein Jahresfehlbedarf 

vorgetragen werden kann, nach drei Jahren aber 

mit der allgemeinen Rücklage zu verrechnen ist, 

sofern er nicht durch geplante Jahresüberschüsse 

in den Folgejahren (der mittelfristigen Planung) 

gedeckt werden kann. Diese Deckung muss auf-

grund der Systemanalogie zum Jahresabschluss 

vorrangig erfolgen, auch vor der planerischen Zu-

führung eines etwaigen Jahresüberschusses in die 

Ausgleichsrücklage, was auf § 75 Abs. 3 S. 2 GO 

NRW zurückzuführen ist. 

Beispiel 9 

Im Haushaltsplan 01 werden folgende Jahresergebnisse 

ausgewiesen: für das Planjahr 01 ein Jahresfehlbedarf von 

4 Mio. EUR und für die weiteren Jahre 02, 03 und 04 

jeweils ein Jahresüberschuss in Höhe von 1 Mio. EUR. 

Eine Ausgleichsrücklage existiert nicht mehr. Trägt die 

Gemeinde den geplanten Jahresfehlbedarf vor, ist dieser 

in den Jahren 02, 03 und 04 zunächst durch die Jahres-

überschüsse anteilig zu decken; diese dürfen also nicht in 

die Ausgleichsrücklage eingeplant werden. Da der vorge-

tragene Jahresfehlbedarf nach drei Jahren noch nicht 

gedeckt ist, ist der Rest am Ende von 04 mit der allgemei-

nen Rücklage zu verrechnen. 

Aus dem Wortlaut des § 79 Abs. 3 S. 2 GO NRW 

und dem Sinn und Zweck der Vorschrift kann keine 

Beschränkung des Verlustvortrags auf das Planjahr 

geschlossen werden. Die Formulierung „kann ein 

verbleibender Jahresfehlbetrag in der mittelfristigen 

Ergebnis- und Finanzplanung (sic!) längstens in die 

drei folgenden Haushaltsjahre vorgetragen werden“ 

ermöglicht dies sogar explizit.39 Es würde zudem 

einen Systembruch erzeugen, wenn Jahresfehlbe-

darfe im Planjahr in einen Verlustvortrag eingestellt 

werden können, Fehlbedarfe in den drei Folgejah-

ren jedoch nicht vorgetragen werden dürften und 

stattdessen zwingend eine sofortige Verrechnung 

mit der allgemeinen Rücklage zu planen wäre.40 Zu 

beachten ist dabei, dass genau wie im Kontext des 

Jahresabschlusses bei aufeinanderfolgenden Ver-

lustvorträgen im Falle späterer Jahresüberschüsse 

der ältere Verlustvortrag Vorrang haben muss.41 

 
39 Die Äußerung des zuständigen Ministeriums gegenüber 
den Bezirksregierungen bestätigt dies, wenn es heißt: 
„Sofern eine Kommune […] in der Haushaltsplanung aus-
schließlich Verlustvorträge vorsieht, kann § 76 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 GO NRW – mangels Inanspruchnahme 
der allgemeinen Rücklage im Plan – im Ergebnis nicht zum 
Tragen kommen“, vgl. Städte- und Gemeindebund NRW 
2024, S. 2. 
40 Ein Vortrag wäre spätestens dann ohnehin möglich, 
wenn die Haushaltsplanung für das betreffende Jahr er-
folgt.  
41 Vgl. Kapitel 2.3. 

Außerdem ist anzumerken, dass ein Verlustvortrag 

in einem Folgejahr das Ende des Drei-Jahres-

Zeitraums bis zur Verrechnung mit der allgemeinen 

Rücklage über die darzustellende Mittelfristplanung 

hinausschiebt, sodass aus dem Haushaltsplan nicht 

mehr ersichtlich wird, ob es überhaupt zu einer 

solchen Verrechnung kommt (falls nach der Mittel-

fristplanung Jahresüberschüsse erwirtschaftete 

werden). Dies ist der Transparenz abträglich. 

Beispiel 10 

Die Gemeinde veranschlagt für das Planjahr 01 und das 

Folgejahr 02 jeweils einen Jahresfehlbedarf in Höhe von 1 

Mio. EUR; für 03 ist ein Jahresüberschuss in Höhe von 1 

Mio. EUR für 04 ein Ergebnis in Höhe von 0 EUR geplant. 

Eine Ausgleichsrücklage existiert nicht mehr. Die Gemein-

de kann sowohl den Jahresfehlbedarf aus 01 als auch den 

aus 02 vortragen. Der aus 01 ist in 03 durch den dortigen 

Jahresüberschuss zu decken, während der aus 02 weiter 

vorgetragen wird. Da am Ende des Planungshorizonts (04) 

immer noch keine Deckung erfolgen konnte, ist ungewiss, 

ob der Fehlbedarf am Ende von 05 mit der allgemeinen 

Rücklage zu verrechnen ist, da dort auch möglicherweise 

ein ausreichender Jahresüberschuss erwirtschaftet werden 

könnte.  

Die Möglichkeit, auch in den Folgejahren Verlustvor-

träge vorzunehmen, bestätigt auch § 84 Abs. 2 S. 1 

GO NRW, nach dem es für den Fall, dass „in der 

mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung der 

Ausgleich eines geplanten Jahresfehlbetrags durch 

Vortrag erreicht werden“ soll, einer Genehmigung 

durch die Aufsichtsbehörde bedarf.42 Die Genehmi-

gungspflicht ist insofern zunächst überraschend, da 

eine alternative Verringerung der allgemeinen Rück-

lage in den Folgejahren der Mittelfristplanung wie-

derum nicht genehmigungsbedürftig ist.43 Der Ge-

setzgeber begründet das zusätzliche Erfordernis 

jedoch damit, dass § 76 Abs. 1 S.1 GO NRW in Nr. 

3 nicht mehr auf das Aufzehren der allgemeinen 

Rücklage abstellt und die „bisherige Sicherung 

gegen den vollständigen Eigenkapitalverbrauch aus 

dem bisherigen § 76 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 

nunmehr hier verankert“44 wird. 

 
42 Auch an dieser Stelle ist auf die unglückliche Formulie-
rung „Ausgleich (sic!) eines geplanten Jahresfehlbetrags 
durch Vortrag“ in § 84 Abs. 2 S. 1 GO NRW hinzuweisen, 
die fälschlicherweise implizieren könnte, dass der Verlust-
vortrag eine Form des Haushaltsausgleichs darstellt. Der 
Gesetzgeber ist diesbezüglich aufgerufen, § 84 Abs. 2 S. 1 
GO NRW in „Soll in der mittelfristigen Ergebnis- und Fi-
nanzplanung ein Jahresfehlbedarf vorgetragen werden, 
bedarf es dazu der Genehmigung der Aufsichtsbehörde“ 
zu ändern. 
43 Vgl. Diemert 2023a, Rn. 40. Dies gilt auch im neuen 
Recht fort, da der Gesetzgeber ein Genehmigungserfor-
dernis für die Reduzierung der allgemeinen Rücklage in 
der mittelfristigen Planung sonst explizit in § 84 Abs. 2 GO 
NRW hätte aufnehmen müssen.  
44 Landtag NRW Drucksache 18/7188 vom 6.12.2023, S. 
73. 
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Beispiel 11 

Der Haushaltsplan 01 der Gemeinde sieht für das Planjahr 

und die drei Folgejahre jeweils Fehlbedarfe in Höhe von 1 

Mio. EUR vor. Zum 31.12.00 wird die allgemeine Rücklage 

auf 4 Mio. EUR beziffert, eine Ausgleichsrücklage und eine 

Sonderrücklage existieren nicht. Im alten Recht wäre die 

allgemeine Rücklage bis zum Ende der mittelfristigen 

Planung (also bis zum Ende des Haushaltsjahres 04) 

vollständig aufgebraucht worden, wodurch eine Pflicht zur 

Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts nach § 76 

Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GO NRW a. F. entstanden wäre.45 Im 

neuen Recht können sämtliche Fehlbedarfe vorgetragen 

werden, sodass es unter Berücksichtigung der Verrech-

nungsfrist von drei Jahren im Zeithorizont der mittelfristi-

gen Planung nur zu einer Reduzierung der allgemeinen 

Rücklage am Ende von 04 in Höhe von 1 Mio. EUR 

kommt, da hier der Verlustvortrag aus 01 zu verrechnen 

ist. Dadurch entsteht keinerlei Pflicht zur Aufstellung eines 

Haushaltssicherungskonzepts,46 obwohl ein vollständiges 

Aufzehren der allgemeinen Rücklage droht (falls die Ver-

lustvorträge in späteren Jahren zu verrechnen sind).  

In diesem Kontext ergibt es daher grundsätzlich 

Sinn, dass die Aufsichtsbehörde die Gemeinde 

gem. § 84 Abs. 2 S. 4 GO NRW in einem solchen 

Fall zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskon-

zepts verpflichten kann, obwohl keine der Tatbe-

standsvoraussetzungen des § 76 Abs. 1 S. 1 GO 

NRW erfüllt ist. Voraussetzung hierfür ist, dass die 

stetige Aufgabenerfüllung nicht gesichert erscheint, 

was zumindest dann der Fall sein dürfte, wenn 

durch Verlustvorträge die allgemeine Rücklage in 

den Jahren nach der mittelfristigen Planung aufge-

zehrt wird. Hier ist allerdings zu beachten, dass die 

Aufsichtsbehörde dies nicht mit Sicherheit beurtei-

len kann, da ein solches Aufzehren in späteren 

Jahren durch dann möglicherweise erwirtschaftete 

Jahresüberschüsse zur Deckung der Verlustvorträ-

ge verhindert werden kann.  

Beispiel 11 (Fortsetzung) 

Die aus den Jahren 02, 03 und 04 vorgetragenen Fehlbe-

darfe in Höhe von jeweils 1 Mio. EUR könnten die allge-

meine Rücklage in den Jahren 05 auf 2 Mio. EUR, in 06 

auf 1 Mio. EUR und in 07 auf 0 EUR reduzieren. Wird 

jedoch in 05 ein Jahresüberschuss in Höhe von 0,1 Mio. 

EUR erwirtschaftet, deckt dieser den Verlustvortrag aus 02 

zumindest anteilig, sodass die allgemeine Rücklage nur 

um 0,9 Mio. EUR reduziert wird. Am Ende von 07 besteht 

daher noch eine allgemeine Rücklage in Höhe von 0,1 

Mio. EUR. Ob dies voraussichtlich der Fall sein wird, kann 

 
45 Die Haushaltssicherungspflicht lässt sich zusätzlich aus 
§ 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 GO NRW a. F. begründen, da die 
allgemeine Rücklage in zwei aufeinander folgenden Jah-
ren um mehr als 5 % reduziert wird. 
46 Die allgemeine Rücklage wird in 04 zwar um 25 % 
reduziert, dies löst aber keine Aufstellungspflicht aus, da § 
76 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 GO NRW auf eine Reduzierung von 
mehr als 25 % abstellt und darüber hinaus explizit nur 
solche Reduzierung im Planjahr zum Gegenstand hat, vgl. 
Kapitel 3.4. 

die Aufsichtsbehörde jedoch nur unter Berücksichtigung 

der Planung nach 04 (also über die Mittelfristplanung 

hinaus) beurteilen, die von der Gemeinde jedoch nicht 

verpflichtend aufzustellen ist.  

Das damit eingefügte, faktisch vierte Tatbestands-

merkmal für die Pflicht zur Aufstellung eines Haus-

haltssicherungskonzepts ist insofern also kritisch zu 

sehen, da es 

1. im Gegensatz zu den Tatbestandsmerkmalen 

des § 76 Abs. 1 S. 1 GO NRW keine automati-

sierte Rechtspflicht auslöst, sondern eine Er-

messensentscheidung der Aufsichtsbehörden 

beinhaltet und  

2. diese Entscheidung auf Basis unvollständiger 

Informationen der Aufsichtsbehörde beruht. 

Bezüglich der Ausübung von Ermessensentschei-

dungen und den damit verbundenen Spielräumen 

der Aufsichtsbehörden sei auf die weiterführende 

Kommentarliteratur verwiesen. 

 

3.3 Besonderheiten in späteren Haus-

haltsplänen 

Wird ein Jahr später der Haushaltsplan für das 

nächste Jahr aufgestellt, ist zu beachten, dass die 

im letzten Plan vorgesehene Planung der Folgejah-

re (Mittelfristplanung) einschließlich dort vorgesehe-

ner Verlustvorträge, Deckung vorgetragener Jahres-

fehlbedarfe aus vorherigen Haushaltsjahren und 

Verrechnungen mit der allgemeinen Rücklage 

grundsätzlich keine Rolle mehr spielt; sie dient le-

diglich als Ausgangspunkt für die Planfortschrei-

bung. Der letzte Haushaltsplan spielt allerdings in 

Form von dessen Planjahr eine Rolle für den neuen 

Haushaltsplan, da dieses Vorjahr gem. § 1 Abs. 3 

KomHVO NRW im Ergebnis- und Finanzplan des 

neuen Haushaltsplans mangels finalen Abschlus-

ses47 mit aufgeführt wird. Wurde in diesem letzten 

Haushaltsplan also ein Verlustvortrag geplant, ist 

dieser im Haushaltsplan für das neue Jahr zu be-

rücksichtigen. 

Beispiel 12 

Der Haushaltsplan für das Jahr 01 sah für das Planjahr 

einen Jahresfehlbedarf von 1 Mio. EUR vor, der vorgetra-

gen werden sollte. Die Planung für die Folgejahre 02 bis 

04 ging jeweils von Jahresergebnissen in Höhe von 0 EUR 

aus, sodass eine Verrechnung mit der allgemeinen Rück-

lage für das Haushaltsjahr 04 vorgesehen war. Der neue 

Haushaltsplan für 02 veranschlagt für dessen Planjahr nun 

einen Jahresüberschuss in Höhe von 0,5 Mio. EUR. Für 

die Folgejahre 03 bis 05 wird jeweils auch mit Überschüs-

 
47 Der nächste Haushaltsplan wird in der Regel in dem 
Zeitraum aufgestellt, in dem das Planjahr des letzten 
Haushaltsplans bewirtschaftet wird. 
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sen von 0,5 Mio. EUR gerechnet. Die Gemeinde muss 

daher für das Planjahr 02 genauso wie für das Folgejahr 

03 eine Deckung des aus 01 vorgetragenen Jahresfehlbe-

darfs veranschlagen, sodass es – entgegen der 01er-

Haushaltsplanung – zu keiner Reduzierung der allgemei-

nen Rücklage kommen wird. Für die Jahresüberschüsse in 

04 und 05 ist eine Einstellung in die Ausgleichsrücklage zu 

planen. 

Dies gilt natürlich auch für etwaige Verlustvorträge, 

die aus dem bereits abgeschlossenen Vorvorjahr 

oder gar einem noch früheren Haushaltsjahr stam-

men. Unter Transparenzaspekten ist der Vortrag 

von Jahresfehlbeträgen daher erneut kritisch zu 

bewerten,48 da ein im Planjahr (oder den drei Folge-

jahren) zu berücksichtigender Verlustvortrag aus 

der Vergangenheit möglicherweise aus einem 

Haushaltsjahr stammt, welches im Haushaltsplan 

gar nicht abgebildet wird. 

Beispiel 13 

Die Gemeinde weist in den Jahresabschlüssen zum 

31.12.00, 01 und 02 jeweils Jahresfehlbeträge in Höhe von 

1,5 Mio. EUR aus, die vorgetragen werden sollen (Aus-

gleichsrücklage nicht mehr existent). Im Haushaltsplan des 

Jahres 03 war ein Ergebnis in Höhe von 0 EUR vorgese-

hen. Der Haushaltsplan für 04 – der die Jahre 02 (Ist-

Ergebnis des Vorvorjahres), 03 (Ansatz des Vorjahres), 04 

(Planjahr) und 05 bis 07 (Folgejahre) abbildet – sieht für 

das Planjahr und die drei Folgejahre jeweils Jahresüber-

schüsse in Höhe von 1 Mio. EUR vor. Im Haushaltsplan 04 

ist daher für das Vorjahr (03) zunächst eine Reduzierung 

der allgemeinen Rücklage um 1,5 Mio. EUR zu berück-

sichtigen, die auf den Verlustvortrag aus 00 zurückzufüh-

ren ist. Für das Planjahr 04 ist eine anteilige Deckung des 

Verlustvortrags aus 01 über 1 Mio. EUR vorzusehen; die 

restlichen 0,5 Mio. EUR müssen die allgemeine Rücklage 

mindern. Dies passiert analog in 05 in Bezug auf den 

Verlustvortrag aus 02. Für die Überschüsse der Jahre 06 

und 07 ist eine Zuführung zur Ausgleichsrücklage vorzu-

sehen. 

 

3.4 Pflicht zur Aufstellung eines Haus-

haltssicherungskonzepts 

Hinsichtlich der Tatbestandsmerkmale zur ver-

pflichtenden Aufstellung eines Haushaltssiche-

rungskonzepts ist an dieser Stelle zunächst noch 

einmal darauf hinzuweisen, dass sich § 76 Abs. 1 S. 

1 Nr. 1 GO NRW im neuen Recht aufgrund des in 

„Veränderungen des Haushalts innerhalb des Plan-

jahres (sic!)“ abgeänderten Wortlautes explizit nur 

noch auf das Planjahr bezieht; eine Reduzierung 

der allgemeinen Rücklage in den Folgejahren der 

mittelfristigen Planung um mehr als 25 % löst keine 

Haushaltssicherungspflicht mehr aus.49 Durch die 

 
48 Vgl. auch Kapitel 3.2 und den Problemaspekt des Ver-
schiebens eines Verlustvortrags über den darzustellenden 
Planungszeitraum hinaus. 
49 Vgl. Kapitel 2.4. 

Wahlfreiheit hinsichtlich der Behandlung eines Jah-

resfehlbedarfs – sofortige Verrechnung mit der 

allgemeinen Rücklage oder Verlustvortrag – erzeugt 

dies ein großes Gestaltungspotential bezüglich 

etwaiger Haushaltssicherungspflichten.  

Beispiel 14 

Der Haushaltsplan sieht für das Planjahr 01 einen Jahres-

fehlbedarf in Höhe von 1 Mio. EUR vor, der vorgetragen 

werden soll. Die allgemeine Rücklage beträgt am Vorjah-

resende 2 Mio. EUR. Für die Jahre 02 bis 04 sind Jahres-

ergebnisse in Höhe von 0 EUR geplant. Da in den Jahren 

02 bis 04 keine Überschüsse erwirtschaftet werden, die 

den Verlustvortrag aus 01 decken können, hat am Ende 

von 04 eine Verrechnung mit der allgemeinen Rücklage zu 

erfolgen. Diese wird um 1 Mio. EUR, als 50 % und damit 

mehr als 25 % reduziert. Da dies aber nicht im Planjahr 

(01) geschieht, wird keine Pflicht zur Aufstellung eines 

Haushaltssicherungskonzepts ausgelöst. 

Die Tatbestandsvoraussetzung des § 76 Abs. 1 S. 1 

Nr. 2 GO NRW besteht jedoch unverändert fort, d. 

h., für die Prüfung, ob die allgemeine Rücklage zwei 

Haushaltsjahre in Folge jeweils um mehr als 5 % 

reduziert wird, ist nicht nur das Planjahr in Relation 

zum Vorjahr (in Form des fortgeschriebenen Ansat-

zes) zu setzen, sondern auch die Veränderung in 

allen drei Folgejahre zu berücksichtigen.50 Dadurch 

kann eine Haushaltssicherungspflicht nach wie vor 

ausgelöst werden, obwohl im Planjahr möglicher-

weise keine oder zumindest keine den Schwellen-

wert überschreitende Verringerung der allgemeinen 

Rücklage vorgesehen ist. 

Beispiel 15 

Am Ende des Jahres 00 beziffert sich die allgemeine 

Rücklage auf 60 Mio. EUR. Im Haushaltsplan für das Jahr 

02 ist im Ansatz des Jahres 01 eine Verringerung der 

allgemeinen Rücklage um 2 Mio. EUR vorgesehen. Für 

das Planjahr 02 und das Folgejahr 03 soll eine Reduzie-

rung um jeweils 1 Mio. EUR und für die Jahre 04 und 05 

um jeweils 3. Mio. EUR erfolgen.  

Die allgemeine Rücklage wird prozentual also wie folgt 

reduziert: 

01:  2 Mio. EUR: 60 Mio. EUR = 3,33 % 

02: 1 Mio. EUR: 58 Mio. EUR = 1,72 % 

03: 1 Mio. EUR: 57 Mio. EUR = 1,75 % 

04: 3 Mio. EUR: 56 Mio. EUR = 5,36 % 

05: 3 Mio. EUR: 53 Mio. EUR = 5,66 % 

Die Pflicht zur Aufstellung des Haushaltsicherungskon-

zepts wird allein aus den Folgejahren der Mittelfristplanung 

erzeugt, da in den Jahren 04 und 05 eine Verringerung der 

allgemeinen Rücklage um jeweils mehr als 5 % vorgese-

hen ist.  

 
50 Vgl. Landtag NRW Drucksache 18/7188 vom 6.12.2023, 
S. 67, sowie damit verbunden Innenministerium NRW 
2009, S. 13 sowie die zugehörige kritische Diskussion in 
Kapitel 2.4. 
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Zu beachten ist, dass die Zehn-Jahres-Frist zur 

Wiederherstellung eines Haushaltsausgleichs, an 

die gem. § 76 Abs. 2 S. 3 GO NRW die Genehmi-

gungsfähigkeit geknüpft wird, auf das Haushaltsjahr 

abstellt, in der die Aufstellungspflicht ausgelöst 

wird.51 

Beispiel 15 (Fortsetzung) 

Die Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskon-

zepts wird im Haushaltsjahr 05 ausgelöst, da dort die 

allgemeine Rücklage das zweite Mal in Folge um mehr als 

5 % reduziert wird. Die Zehn-Jahres-Frist beginnt also im 

Jahr 06 (Folgejahr auf das Auslösejahr), sodass im Haus-

haltssicherungskonzept darzustellen ist, wie spätestens bis 

zum Haushaltsjahr 15 der Haushaltsausgleich wieder 

erreicht wird.  

Die Tatbestandvoraussetzung des § 76 Abs. 1 S. 1 

Nr. 3 GO NRW ist erfüllt, wenn „bei Aufstellung der 

Haushaltssatzung […] in der Bilanz ein nicht durch 

Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag ausgewiesen 

wird.“ Hier stellt sich die Frage, auf welchen Zeitbe-

zug abzustellen ist; so könnte durch den Ausdruck 

„bei Aufstellung der Haushaltssatzung“ auch die 

Bilanz desjenigen Haushaltsjahres gemeint sein, in 

dem die Satzung aufgestellt wird – also regelmäßig 

das Jahr vor dem Planjahr. Hier hilft allerdings er-

neut ein Blick auf die Konstellation beim Jahresab-

schluss. Da in diesem Fall gem. § 76 Abs. 1 S. 2 

GO NRW der genannte Ausdruck durch „bei der 

Bestätigung über den Jahresabschluss nach § 95 

Abs. 5 [GO NRW]“ zu ersetzen ist, wird deutlich, 

dass das Eigenkapital in der Schlussbilanz des 

Haushaltsjahres, für das der Jahresabschluss auf-

gestellt wird, gemeint ist.52 Wird dies wieder auf den 

Haushaltsplan zurück übertragen, zeigt sich, dass 

der voraussichtliche Bestand des Eigenkapitals am 

Ende des Planjahres gemeint ist.  

 

 
51 Vgl. Innenministerium NRW 2009, S. 13f. 
52 Vgl. Kapitel 2.4. 

4 Schlussbetrachtung 

Die vorliegende Darstellung hat die neuen Regelun-

gen zum Haushaltsausgleich und zur Haushaltssi-

cherungspflicht systematisch aufbereitet und durch 

die Methoden der Rechtsauslegung etwaige offene 

Fragen geklärt. Begründete Handlungsempfehlun-

gen, wie Wahlrechte ausgeübt werden sollten (z. B. 

sofortige Verrechnung eines Jahresfehlbetrags mit 

der allgemeinen Rücklage versus Verlustvortrag), 

sind nicht Gegenstand des vorliegenden Beitrags 

gewesen und sollen in einer nachfolgenden Unter-

suchung hergeleitet werden. 
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